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Einladungstext

Nach kontroverser Diskussion verabschiedete der Bundestag im Juni 2019 mehrere migrations- und
flüchtlingspolitische Neuregelungen wie das Fachkräfteeinwanderungsgesetz, das Beschäftigungsdul-
dungsgesetz und das Geordnete-Rückkehr-Gesetz. Diese Regelungen werden die Debatte um die Ge-
staltung der Einwanderungsgesellschaft nicht beenden. Sie versuchen, verschiedenen Erwartungen zu
entsprechen und die Integrationsfähigkeit der Institutionen nicht übermäßig zu beanspruchen. So geben
sie auch nur teilweise oder sogar widersprüchliche Antworten darauf, wie die Arbeitsimmigration oder
überhaupt reguläre Wege der Migration zu fördern sind, um die Auswirkungen der Alterung der Gesell-
schaft zu lindern und Deutschlands internationale Wettbewerbsstellung zu festigen.

Die Diakonie Deutschland verfügt über langjährige Erfahrungen der Asyl- und Migrationsarbeit und will
sich an der Debatte beteiligen. Deutschland ist ein Einwanderungsland. Politik muss diesen Sachverhalt
als Tatsache anerkennen und sich auf Migrationsfolgebewältigung fokussieren. Die Möglichkeiten der
migrationspolitischen Steuerung von Migration sind nicht auf aufenthaltsrechtliche Regelungen be-
schränkt, sondern schließen eine Optimierung der Steuerung von Integration ein. Sichtbare und unsicht-
bare Barrieren etwa beim Zugang zum Arbeitsmarkt, zu Bildung und Ausbildung oder zur Gesundheits-
versorgung sind zu beseitigen. Nicht zuletzt bedarf es einer gesellschaftlichen Verständigung in den da-
bei hervortretenden vielfältigen Konflikten. Mit dem Diskussionspapier „Einwanderungspolitik und Ein-
wanderungsgesetzgebung“ der Diakonie werden inhaltliche Anstöße gegeben. Wir wollen im Fachge-
spräch darüber mit anderen migrationspolitischen Akteuren ins Gespräch kommen und Gemeinsamkei-
ten ausloten.

Textgrundlage

Einwanderungspolitik und Einwanderungsgesetzgebung, Diakonie Texte 07.2019, Berlin September
2019, https://www.diakonie.de/diakonie-texte/072019-einwanderungspolitik-und-einwanderungsgesetz-
gebung/.

https://www.diakonie.de/diakonie-texte/072019-einwanderungspolitik-und-einwanderungsgesetzgebung/
https://www.diakonie.de/diakonie-texte/072019-einwanderungspolitik-und-einwanderungsgesetzgebung/
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Programm

11.00 Uhr Eröffnung
Maria Loheide, Vorstand Sozialpolitik der

 Diakonie Deutschland

11.10 Uhr Vorstellung des Diskussionspa-
piers zu Einwanderungspolitik und Einwan-
derungsgesetzgebung

Johannes Brandstäter, Arbeitsfeld
 Migrationspolitische Grundsatzfragen,
 Diakonie Deutschland

11.20 Uhr Fachliche Kommentierung: Aus-
gangsvoraussetzungen für eine gute Ge-
setzgebung für das Einwanderungsland
Deutschland

Dr. Yasemin Shooman, Deutsches Zentrum
 für Integrations- und Migrationsforschung
 (DeZIM)

11.50 Uhr Diskussionsrunde
Dr. Stefanie Kaygusuz-Schurmann,

 Stadtverwaltung Cottbus
Doris Peschke, Diakonie Hessen
Albrecht Engelmann, Ev.-Luth. Landeskir-

chenamt Sachsens
Romin Khan, Gewerkschaft ver.di

12.40 Uhr Aussprache

13.10 Uhr Mittagspause

13.40 Uhr Impuls 1
Verknüpfung von Spurwechsel und Einwan-
derungsgesetzgebung / Menschen, die hier
sind, Zugänge zur Teilhabe eröffnen, Arbeits-
markt und Ausbildung, Fachkräftegewinnung

Statements
Matthias M. Mayer, Bertelsmann Stiftung,

 Senior Expert Migrationspolitik
Anne Ernst, Johanniter-Unfall-Hilfe e.V.

14.10 Uhr Impuls 2
Wir brauchen die internationalen Fachkräfte
– die Herkunftsländer nicht?

Statements
Prof. Dr. Petra Bendel, Sachverständigenrat

 für Integration und Migration (entfallen)
Dr. Klaus Seitz, Brot für die Welt

14.40 Uhr Impuls 3
Staatsangehörigkeit – Einbürgerungspraxis
verbessern

Statements
Frauke Steuber, Senatsverwaltung für

 Integration, Arbeit und Soziales, Beauftragte
 des Senats für Integration und Migration,
 Referatsleitung

Karim El-Helaifi, Vorstand Neue Deutsche
 Organisationen

15.10 Uhr Schlussrunde
„Integrationsfähigkeit“ der Gesellschaft
und ihrer Institutionen

Statements
Pfarrer Helge Homann, Evangelische Kirche

 von Westfalen
Honey Deihimi, Referatsleiterin Gesellschaft-

liche Integration, Arbeitsstab der Beauftragten
der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge
und Integration, Bundeskanzleramt

Karim El-Helaifi, Vorstand Neue Deutsche
 Organisationen

15.55 Uhr Schlusswort und Ausklang

Moderation: Doris Kratz-Hinrichsen, Diako-
nisches Werk Schleswig-Holstein
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Eröffnung

Maria Loheide, Vorstand Sozialpolitik der Diakonie Deutschland

 Maria Loheide (Foto: Pistorius)

Sehr geehrte Frau Shooman,
sehr geehrter Herr El-Helaifi,
sehr geehrte Frau Deihimi,
sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen,

Deutschland ist ein Einwanderungsland. Diesen Satz zu sagen, war viele Jahre lang fast gar nicht
möglich. Und noch heute löst er bei vielen Unbehagen und Abwehr aus. Denn jahrzehntelang wurde
immer wieder genau das behauptet: Dass Deutschland eben kein Einwanderungsland sei. Was nichts
Anderes meinte, als dass Deutschland kein Einwanderungsland werden dürfe. In dieser Behauptung
steckte immer schon eine gehörige Portion Realitätsverweigerung.

Die Flüchtlingsdiskussionen im Jahr 2015 haben die Debatten um Zuwanderung, freiwillige und er-
zwungene, wieder einmal in das Zentrum gesellschaftlicher Debatten gestellt. Und der Ton ist deutlich
verschärft. Dabei wird so getan, als sei Einwanderung etwas, das neuerdings und sehr plötzlich und
noch dazu in einem geradezu unerhörten Ausmaß passiert. Doch dem ist nicht so.

Einwanderung und auch Auswanderung, also Wanderungsbewegungen überhaupt, sind Teil europäi-
scher Geschichte. Und sie gehören regelrecht zur DNA dieses Landes und zu seiner Kultur und Ge-
sellschaft. Allein wenn wir uns die neuere Geschichte des Nachkriegsdeutschlands anschauen, dann
wird klar: Einwanderung war und ist Normalfall. Denken Sie an die „Displaced Persons“ nach dem
Ende des Zweiten Weltkriegs, die zwölf Millionen Ostflüchtlinge und an die Zuwanderung durch die
Anwerbeabkommen ab den Fünfziger Jahren für so genannte „Gastarbeiterinnen und Gastarbeiter“.
Und ja: auch viele Frauen waren darunter und zwar nicht erst als „Nachzüglerinnen“, die zu ihren Ehe-
männern nach Deutschland kamen. Sondern es gab zum Beispiel viele junge Frauen aus Vietnam
und Südkorea, die ihre Heimat verließen, um hier als Krankenpflegerinnen und Pflegerinnen tätig zu
sein, weil sie dringend gebraucht wurden. Sie haben ihre Eltern und Geschwister zurückgelassen,
eine fremde Sprache gelernt, sich auf eine ganz andere Kultur eingelassen und sich in Krankenhäu-
sern und Altenheimen um kranke und sterbende Menschen gekümmert. Und sie haben sich hier ein
Leben aufgebaut, Familien gegründet. Ihre Kinder und Enkelkinder wachsen hier bereits in der zwei-
ten und dritten Generation auf.

Mark Terkessides hat die Zahlen für die alte (westdeutsche) Bundesrepublik einmal vorgerechnet: So
gab es bis 1990 etwa 18 Millionen Zuzüge aus dem Ausland und 13 Millionen Fortzüge. Und für Ge-
samtdeutschland nach der Wiedervereinigung bis zum Jahr 2014 stellt er fest: 23 Millionen Menschen
kamen aus anderen Ländern nach Deutschland. Und 17 Millionen wanderten in andere Länder aus.
Denn das ist auch etwas, das wir gern übersehen in den sehr erhitzten Debatten: Dass Menschen
eben nicht nur hierherkommen, sondern dass Menschen dieses Land eben auch verlassen.  das sind
sowohl Menschen, die einmal als Zuwanderer hierherkamen und nun eben weiterwandern, weil sie
woanders bessere Chancen haben oder ihre Familienangehörigen finden. Es sind aber auch Deut-
sche, die woanders ihr Glück suchen, sei es des Studiums oder des Berufes wegen, oder weil sie in
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einem anderen Land die Liebe gefunden haben, oder weil sie einfach die Abenteuerlust gepackt hat.
Zwischen 1989 und 2014 hat die Bevölkerung in Deutschland durch Migration um sechs Millionen
Menschen zugenommen, also 250.000 Personen im Jahr. Das entspricht einem jährlichen Wachstum
von 0,3 Prozent. Das sind eigentlich keine Zahlen, die Grund zur Panik bieten.

Natürlich sollten wir uns als Gesellschaft endlich auf die Realität von Zuwanderung einstellen. Statt
immer wieder in neue Hysterien zu verfallen, sind pragmatische und zielgerichtete Maßnahmen ge-
fragt: Welche Art von Politik und Gesetzgebung wäre dieser Realität eigentlich angemessen? Welche
gesetzlich regulierten Wege des Zuzugs braucht es? Welche Möglichkeiten des „Spurwechsels“; zum
Beispiel um abgelehnten Asylbewerber*innen den Zugang zum Arbeitsmarkt zu erleichtern, in den
viele bereits gut integriert sind und dieser Gesellschaft viel zurückgeben und zurückgeben wollen.
Welche Änderungen wären nötig, um Einwanderung, wenn sie zunächst nur temporär angelegt ist,
eine Perspektive der Verstetigung und des Zugehörens zu schaffen? Welche Bedingungen müssen
wir schaffen, um gute Lebensperspektiven zu schaffen für die, die schon hier leben, und für die, die
neu hinzukommen? Wie können wir Zugewanderte schnell und nachhaltig in unser Gemeinwesen ein-
beziehen – in der Kommune, am Arbeitsplatz, in der Kita, der Schule, in der Ausbildung, im Studium,
im Gesundheitswesen, im Sport?

Einführung durch Maria Loheide (Foto: Pistorius)

Auch unsere Institutionen und Organisationen müssen sich ändern, damit in unseren diakonischen
Diensten und Einrichtungen Vielfalt wirklich ankommt. Vielfalt, die nicht erst kommt, sondern die es in
unserem Land schon lange gibt. Unsere Organisationsentwicklung muss so gestaltet sein, dass wir für
Alle soziale Teilhabe und Partizipation ermöglichen. Denn die Patient*innen sowie die Klient*innen in
den Angeboten der Diakonie sind auch Einwanderer und ihre Nachgeborenen. Und natürlich sind
auch Mitarbeitende Eingewanderte. Unsere Vorstellung ist, dass sich die Diakonie zu einem Ort der
einwanderungspolitischen Partizipation entwickelt. Migrantenorganisationen können uns im kritischen
und hoffentlich gleichzeitig auch solidarischen Dialog helfen, diesen Weg zu gehen.

Ein wichtiges Thema, dass uns als Diakone dabei bewegt, ist die Anwerbung von Fachkräften aus
dem Ausland. Gerade im Gesundheitsbereich, in der Pflege ist das ein großes Thema. Dabei bewe-
gen uns nicht nur organisatorisch-rechtliche Fragen, sondern auch ethische. Bei meinen Reisen in den
Kosovo, nach Rumänien und nach Polen in den vergangenen Jahren war das Thema Auswanderung
eines, das mir immer wieder begegnet ist. So haben uns beispielsweise unsere Partner berichtet, was
der „Brain Drain“ junger Menschen für ihr Land bedeutet. In Polen erzählte man uns von dem Phäno-
men der „Europa-Waisen“, den Kindern, deren Eltern beide im Ausland arbeiten, um Geld für ihre Fa-
milien zu verdienen und die von ihren Großeltern betreut werden. Während ihre Eltern sich um das
Wohlergehen und um die Pflege unserer Eltern und Großeltern kümmern, fehlt ihre Hilfe für die Pflege
daheim. Auch das müssen wir mit bedenken, wenn wir im solidarischen Miteinander Wege finden wol-
len, die für beide Seiten hilfreich sind. Wir brauchen einen Kurs aktiver Steuerung und Gestaltung,
nicht nur aufenthaltsrechtlich, sondern auch über soziale Teilhabe in einer ausdifferenzierten Gesell-
schaft der Vielfalt.
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Mit unserem Diskussionspapier „Einwanderungspolitik und Einwanderungsgesetzgebung“, das wir
Ihnen heute vorstellen, wollen wir hierzu einen Beitrag leisten. Ich freue mich über Ihr Kommen und
vor allem auch über die spannenden und vielfältigen Impulse am heutigen Fachtag! Dass unter Ihnen
besonders viele Gäste sind, die uns mit ihren Erfahrungen auch außerhalb der Diakonie beim Weiter-
denken helfen wollen, freut mich besonders. Danke dafür!

Vorstellung des Diskussionspapiers Einwanderungspolitik
und Einwanderungsgesetzgebung

Johannes Brandstäter, Arbeitsfeld Migrationspolitische Grundsatzfragen der Diakonie Deutschland

 Johannes Brandstäter (Foto: Pistorius)

Die Arbeit an diesem Diskussionspapier begann schon in der Zeit des Flüchtlingsherbsts von 2015.
Damals gab es die verheerende Diskussion um eine Obergrenze für Asylsuchende. Es war uns klar:
Die Zahl der Schutzbegehrenden aus westasiatischen und nordafrikanischen Ländern wird wieder zu-
rückgehen, aber es werden neue Phasen von Zuzügen folgen; und die Tendenz zur Alterung der alt-
eingesessenen Bevölkerung wird anhalten.

Die Einsichten in diesem Papier beruhen auf Reflexionen der Asyl-, Flüchtlings- und Migrationsarbeit,
die die Diakonie seit Entstehung der Bundesrepublik leistet, und auf den gesellschaftspolitischen
durch Einwanderung bedingten Entwicklungen, die wir als Diakonie über die Jahrzehnte hinweg wahr-
nehmen. Entwürfe des Papiers waren Gegenstand von Diskussionen mit Landesverbänden, sozialpo-
litischen Zentren des Bundesverbands sowie Brot für die Welt. Als evangelisches Werk haben wir uns
Gedanken zur theologischen Begründung von migrationspolitischen Grundsätzen gemacht. Davon
sind nur ganze zwei Absätze auf Seite 7 übriggeblieben. Die Kernaussage ist, dass Vielfalt und Inklu-
sivität gutzuheißen sind. Wer mehr Grundsätzliches zur evangelischen Positionierung hierbei wissen
will, den verweist das Papier auf den EKD-Text „Christlicher Glaube und gesellschaftliche Vielfalt in
evangelischer Perspektive“.

Bei der Forderung nach mehr legalen Wegen für internationale Auszubildende und Fachkräfte ist zu
bedenken: bislang sind nur zehn Prozent der erteilten Aufenthaltstitel in diesem erwerbsorientierten
Bereich. Alle anderen Titel betreffen Asyl und humanitäre Aufenthalte sowie andere menschenrecht-
lich begründete wie Familiennachzug. Die Integration dauert länger, weil die Aufenthalte nicht zügig
genug verstetigt werden. Normalität von Einwanderung heißt: a) legale Wege nach Deutschland zu
schaffen und b) aktive gesellschafts- und sozialpolitische Gestaltung von Einwanderung herzustellen –
nicht nur Integrationskurse und Migrationssozialarbeit, sondern vor allem auch die Gestaltung aller an-
deren Bereiche für eine Teilhabe. Es geht um eine Art Migrationsfolgenbewältigung und der Konflikt-
bewältigung im demokratischen System. Dem Aspekt der gesellschafts- und sozialpolitischen Gestal-
tung von Einwanderung widmet das Diskussionspapier im Kapitel 4 zwar nur zwei Seiten. Was hier im
Einzelnen alles getan werden muss, wird an anderer Stelle gesagt und ausformuliert: zum Beispiel
durch die Stabstelle Interkulturelle Öffnung, durch die Kampagne „Unerhört“, durch die Initiative für
Vielfalt und Begegnung „Kennen.Lernen“, durch den VielfaltsCheck diakonischer Einrichtungen zu-
sammen mit Deutsch-Plus.

Mit dem vorliegenden Diskussionspapier wollen wir nach außen in die Politik wie nach innen in den
Verband Orientierung geben. Es geht nicht nur darum, gesetzlich reguläre Wege des Zuzugs nach
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